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NR. 4 MITTWOCH, 27. 1. 2021Satzung über abweichende Maße 
der Abstandsflächentiefe 

(Abstandsflächensatzung – AFS) 
vom 20. Januar 2021

Die Stadt Ingolstadt erlässt aufgrund des Art. 81 Abs. 1 Nr. 6 a) der 
Bayerischen Bauordnung (BayBO) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 14. August 2007 (GVBl S. 588, BayRS 2132-1-B), 
zuletzt geändert durch Gesetz zur Vereinfachung baurechtlicher 
Regelungen und zur Beschleunigung sowie Förderung des Woh-
nungsbaus in der Fassung der Bekanntmachung vom 30.12.2020 
(GVBl. 2020 S.663) folgende Satzung:

§ 1 Geltungsbereich
Diese Satzung gilt im gesamten Stadtgebiet Ingolstadts für ab-
weichende Maße der Abstandsflächentiefe nach Art. 6 Abs. 5 
Satz 2 BayBO. 

§ 2 Abweichende Abstandsflächentiefe
Abweichend von Art. 6 Abs. 5 Satz 1 BayBO beträgt die Tiefe der 
Abstandsfläche außerhalb von Gewerbe-, Industrie- und Kernge-
bieten sowie Urbanen Gebieten 0,8 H, mindestens jedoch 3 m. ² 
Dies gilt nicht vor bis zu zwei Außenwänden von nicht mehr als 
16 m Länge - hier genügen 0,4 H, mindestens jedoch 3 m - wenn 
das Gebäude an allen anderen Außenwänden Satz 1 beachtet. ³ 
Wird ein Gebäude mit einer Außenwand an eine Grundstücks-
grenze gebaut, gilt Satz 2 nur noch für eine Außen-wand, wird 
es mit zwei Außenwänden an Grundstücksgrenzen errichtet, ist 
Satz 2 nicht anzuwenden.

§ 3 Vorrang von Bebauungsplänen
Abweichende, in Bebauungsplänen festgesetzte Abstandsflä-
chen bleiben unberührt.

§ 4 Abweichungen
Die Stadt Ingolstadt kann unter den Voraussetzungen des Art. 63 
BayBO Abweichungen von den Vorschriften dieser Satzung er-
teilen.

§ 5 Inkrafttreten
Diese Satzung tritt am 01.02.2021 in Kraft.

Ingolstadt, den 20.01.2021
Dr. Christian Scharpf
Oberbürgermeister

Vollzug des Infektionsschutzgesetzes (IfSG) 
und der Elften Bayerischen Infektionsschutz­

maßnahmenverordnung
(11. BayIfSMV) –

Alkoholkonsumverbot und Festlegung der 
stark frequentierten öffentlichen Plätze

Die Stadt Ingolstadt erlässt auf der Grundlage des § 24 der 11. 
BayIfSMV, § 28 Abs. 1 S. 1 und § 30 Abs. 1 S. 2 des Infektions-
schutzgesetzes in Verbindung mit § 65 der Zuständigkeitsverord-
nung und Art. 3 Abs. 1 Nr. 3 des Gesundheitsdienst- und Verbrau-
cherschutzgesetzes folgende

Allgemeinverfügung
1.  Nach § 24 Abs. 2 Satz 1 der 11. BayIfSMV ist der Konsum von Al-

kohol ist auf den öffentlichen Verkehrsflächen der Innenstädte 
und an sonstigen öffentlichen Orten unter freiem Himmel, an 
denen sich Menschen entweder auf engem Raum oder nicht 
nur vorübergehend aufhalten, untersagt.

2.  Die konkret betroffenen Örtlichkeiten werden von der Stadt In-
golstadt nach § 24 Abs.2 Satz

2 der 11. BayIfSMV wie folgt festgelegt:
•    Gebiet der Altstadt (vgl. insoweit die beigefügte Anlage mit 

entsprechender farblicher Kennzeichnung).

•    Diese Pflicht erstreckt sich auf den gesamten öffentlich zu-
gänglichen Raum, also einschließlich der Gehsteige bis zu 
den Hauswänden. Fahrradfahrende sind – in Bereichen in 
denen Fahrradfahren zulässig ist – von der Maskenpflicht 
befreit. Die in § 2 der 10. BayIfSMV normierten Ausnahmen 
bleiben unberührt.

•    Volksfestplatz
•    Hallenbad Parkplatz
•    Hindenburgpark
•    Glacis

•    Klenzepark
•    Baggersee Gelände; dieses umfasst insbesondere den Be-

reich innerhalb der nachstehenden Begrenzungen im Sinne 
eines Rundweges: Start - Parkplatz Bar am See, Rundweg 
um den Baggersee, Oberschüttweg, Stauseestraße, Donau, 
Fuchsschüttweg, Endpunkt - Parkplatz Bar am See

•    Spielpark Fort Peyerl
3.  Die Allgemeinverfügung tritt am 23. Januar 2021, 00.00 Uhr in 

Kraft und mit Ablauf des 31. Januar 2021, 24.00 Uhr außer Kraft.

Begründung:
Vor dem Hintergrund der unverändert erhöhten Infektionslage 
hält der Freistaat Bayern weiterhin an einem Alkoholkonsumver-
bot in der Öffentlichkeit fest. Es gilt auf möglichst allen öffentli-
chen Plätzen, insbesondere den öffentlichen Verkehrsflächen der 
Innenstädte und an allen sonstigen öffentlichen Plätzen, an de-
nen sich Menschen entweder auf engem Raum oder nicht nur 
vorübergehend aufhalten. Die konkreten Örtlichkeiten werden 
von den Kommunen festgelegt.
Die in Ziffer 2 benannten Örtlichkeiten sind nach Erfahrung der 
Stadt Ingolstadt und aufgrund der Erkenntnisse der Ingolstädter 
Sicherheitsbehörden als sonstige öffentliche Orte unter freiem 
Himmel zu definieren, an denen sich insbesondere im Zeitraum 
der Corona-Pandemie immer wieder Menschenansammlungen 
außerhalb der infektionsschutzrechtlichen Zulässigkeit zum ge-
meinsamen Alkoholkonsum gebildet haben. Sobald die Witte-
rungsverhältnisse erlauben halten sich in den benannten Gebie-
ten immer wieder alkoholisierte bzw. Alkohol konsumierende 
Gruppen auf. Die Sicherheitskräfte machten überwiegend die Er-
fahrung, dass die Personen innerhalb der Gruppen bzw. die Grup-
pen zueinander die Mindestabstände nicht einhielten. Mund- 
und-Nasen-Bedeckungen wurden nicht getragen. Die benannten 
Bereiche sind bekannte und beliebte Treffpunkte für Ansamm-
lungen zum gemeinsamen Alkoholkonsum und zum Feiern. Das 
Alkoholkonsumverbot ist gerade auch im Hinblick auf den vor-
weihnachtlichen gemeinsamen Glühweinkonsum und etwaiges 
Ausweichverhalten aufgrund des Alkoholverbots in den Innen-
städten festzusetzen.
Die getroffenen Anordnungen sind gemäß § 28 Abs. 3 i.V.m. § 
16 Abs. 8 IfSG sofort vollziehbar. Nach Art. 41 Abs. 4 BayVwVfG 
gilt bei der öffentlichen Bekanntgabe eines schriftlichen Verwal-
tungsaktes dieser zwei Wochen nach der ortsüblichen Bekannt-
machung als bekannt gegeben. In einer Allgemeinverfügung 
kann ein hiervon abweichender Zeitpunkt bestimmt werden. 
Um eine mögliche Verbreitung einer Infektion zeitnah zu ver-
hindern, wurde von dieser Möglichkeit Gebrauch gemacht. Eine 
Allgemeinverfügung darf auch dann öffentlich bekanntgegeben 
werden, wenn die Bekanntgabe an die Beteiligten untunlich ist 
(Art. 41 Abs. 3 Satz 2 BayVwVfG). Vorliegend ist die Bekanntgabe 
an die Beteiligten untunlich, weil auf Grund der großen Vielzahl 
der betroffenen Adressaten eine zeitnahe individuelle Bekannt-
gabe nicht möglich ist. Gemäß Art. 41 Abs. 3 Satz 2, Abs. 4 Satz 1 
und 2 BayVwVfG i. V. m. Art. 51 Abs. 3 Satz 1 des Bayerischen Lan-
desstraf- und Verordnungsgesetzes (LStVG) analog in Verbindung 
mit § 67 Abs.2 der Geschäftsordnung der Stadt Ingolstadt wird 
diese Allgemeinverfügung aufgrund der besonderen Eilbedürf-
tigkeit (Erfordernis zur Verhütung erheblicher Gefahren für Leben 
und Gesundheit) durch Veröffentlichung im Internet (www.in-
golstadt.de/corona sowie www.ingolstadt.de/amtliche) bekannt 
gegeben. Die Geltungsdauer wurde gewählt, um auch im Falle 
des Eintretens niedriger Infektionszahlen verlässlich deren Ver-
festigung erreichen zu können.

Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diese Verfügung kann innerhalb eines Monats nach ih­
rer Bekanntgabe Klage bei dem Bayerischen Verwaltungsge­
richt München erhoben werden. Dafür stehen folgende Möglich-
keiten zur Verfügung:
a)  Die Klage kann schriftlich oder zur Niederschrift des Urkunds-

beamten bei der Geschäftsstelle erhoben werden. Die An-
schriften lauten:

Bayerisches Verwaltungsgericht München 
Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 80005 München 

Hausanschrift: Bayerstraße 30, 80335 München,
b)  Die Klage kann bei dem Bayerischen Verwaltungsgericht 

München auch durch Übermittlung eines elektronischen Do-
kuments mit qualifizierter Signatur an das elektronische Ge-
richts- und Verwaltungspostfach – www.egvp.de - erhoben 
werden. Dabei sind die der Internetpräsenz der Verwaltungs-
gerichtsbarkeit zu entnehmenden Bedingungen zu beach-
ten: http://www.vgh.bayern.de/verwaltungsgerichtsbarkeit/
rechtsantragsstelle/.

Die Klage muss den Kläger, die Beklagte (Stadt Ingolstadt) und 
den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen und soll einen 
bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begründung dienenden 
Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben, der angefoch-
tene Bescheid soll in Urschrift oder in Abschrift beigefügt wer-
den. Wenn die Klage schriftlich oder zur Niederschrift erhoben 
wird, sollen dieser und allen Schriftsätzen Abschriften für die üb-
rigen Beteiligten beigefügt werden.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:
-  Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher Mail ist nicht 

zugelassen und entfaltet keine rechtlichen Wirkungen! Nähere 
Informationen zur elektronischen Einlegung von Rechtsbehel-
fen können der Internetpräsenz der Bayerischen Verwaltungs-
gerichtsbarkeit entnommen werden (www.vgh.bayern.de)

-  Kraft Bundesrechts ist in Prozessverfahren vor den Verwaltungs-
gerichten grundsätzlich ein Gebührenvorschuss zu entrichten.

Stadt Ingolstadt
Ingolstadt, 22.01.2020
gez. Dirk Müller
Berufsmäßiger Stadtrat für Recht, Sicherheit und Ordnung

Baugenehmigung der Stadt Ingolstadt 
vom 18.01.2021 (Az.:02753­20­111)

Vorhaben/Betreff:  Neubau einer Fertiggarage in eine be­
stehende Lücke einer Garagenzeile

Grundstück: Ingolstadt, Heppstraße 6
Gemarkung: Ingolstadt
Flur-Nr.: 2606/2
Die Stadt Ingolstadt erteilte zu o.a. Vorhaben eine Genehmigung 
(Bescheid vom 18.01.2021). Geplant ist der Neubau einer Fertig-
garage in eine bestehende Lücke einer Garagenzeile.
Als Baugenehmigungsbehörde weist die Stadt Ingolstadt alle 
benachbarten Grundstückseigentümer der o.a. Baumaß-
nahme darauf hin, dass die o.a. genehmigten Planunterlagen 
beim Bauordnungsamt der Stadt Ingolstadt, Spitalstr. 3, 1. Stock, 
Zimmer Nr. 101/102 (Tel.: 305-2222) zu den üblichen Geschäfts-
stunden eingesehen werden können. Rechtsgrundlage für diese 
Veröffentlichung ist Art. 66 Abs. 2 Satz 4 der Bayerischen Bau-
ordnung (BayBO).
Aufgrund des aktuell eingeschränkten Parteiverkehrs, wen­
den Sie sich bitte für das Einsehen der Eingabepläne per E­
Mail an bauordnungsamt@ingolstadt.de.

Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach sei­
ner Bekanntgabe Klage bei dem Bayerischen Verwaltungs­
gericht München erhoben werden. Dafür stehen folgende Mög-
lichkeiten zur Verfügung:
a)  Die Klage kann schriftlich oder zur Niederschrift des Urkunds-

beamten bei der Geschäftsstelle erhoben werden. Die An-
schriften lauten:

Bayerisches Verwaltungsgericht München 
Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 

80005 München Hausanschrift: 
Bayerstraße 30, 80335 München,

b)  Die Klage kann bei dem Bayerischen Verwaltungsgericht 
München auch durch Übermittlung eines elektronischen Do-
kuments mit qualifizierter Signatur an das elektronische Ge-
richts- und Verwaltungspostfach – www.egvp.de - erhoben 
werden. Dabei sind die der Internetpräsenz der Verwaltungs-
gerichtsbarkeit zu entnehmenden Bedingungen zu beach-
ten: http://www.vgh.bayern.de/verwaltungsgerichtsbarkeit/
rechtsantragsstelle/.

Die Klage muss den Kläger, die Beklagte (Stadt Ingolstadt) und 
den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen und soll einen 
bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begründung dienenden 
Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben, der angefoch-
tene Bescheid soll in Urschrift oder in Abschrift beigefügt wer-
den. Wenn die Klage schriftlich oder zur Niederschrift erhoben 
wird, sollen dieser und allen Schriftsätzen Abschriften für die üb-
rigen Beteiligten beigefügt werden.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:
-  Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher Mail ist nicht 

zugelassen und entfaltet keine rechtlichen Wirkungen! Nähere 
Informationen zur elektronischen Einlegung von Rechtsbehel-
fen können der Internetpräsenz der Bayerischen Verwaltungs-
gerichtsbarkeit entnommen werden (www.vgh.bayern.de)

-  Kraft Bundesrechts ist in Prozessverfahren vor den Verwaltungs-
gerichten grundsätzlich ein Gebührenvorschuss zu entrichten.

Baugenehmigung der Stadt Ingolstadt 
vom 19.01.2021 (Az.:03160­20­112)

Vorhaben/Betreff:  Nutzungsänderung im best. Gebäude zu 
Gaststätte und Wettbüro
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Grundstück: Ingolstadt, Nördliche Ringstraße 17
Gemarkung: Ingolstadt
Flur-Nr.: 3044
Die Stadt Ingolstadt erteilte zu o.a. Vorhaben eine Genehmigung 
(Bescheid vom 19.01.2021). Geplant ist die Nutzungsänderung im 
best. Gebäude zu Gaststätte und Wettbüro.
Als Baugenehmigungsbehörde weist die Stadt Ingolstadt alle 
benachbarten Grundstückseigentümer der o.a. Baumaß-
nahme darauf hin, dass die o.a. genehmigten Planunterlagen 
beim Bauordnungsamt der Stadt Ingolstadt, Spitalstr. 3, 1. Stock, 
Zimmer Nr. 101/102 (Tel.: 305-2222) zu den üblichen Geschäfts-
stunden eingesehen werden können. Rechtsgrundlage für diese 
Veröffentlichung ist Art. 66 Abs. 2 Satz 4 der Bayerischen Bau-
ordnung (BayBO).
Aufgrund des aktuell eingeschränkten Parteiverkehrs, wen-
den Sie sich bitte für das Einsehen der Eingabepläne per E-
Mail an bauordnungsamt@ingolstadt.de.

Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach sei-
ner Bekanntgabe Klage bei dem Bayerischen Verwaltungs-
gericht München erhoben werden. Dafür stehen folgende Mög-
lichkeiten zur Verfügung:
a)  Die Klage kann schriftlich oder zur Niederschrift des Urkunds-

beamten bei der Geschäftsstelle erhoben werden. Die An-
schriften lauten:

Bayerisches Verwaltungsgericht München
Postfachanschrift: Postfach 20 05 43,

80005 München Hausanschrift:
Bayerstraße 30, 80335 München,

b)  Die Klage kann bei dem Bayerischen Verwaltungsgericht 
München auch durch Übermittlung eines elektronischen Do-
kuments mit qualifizierter Signatur an das elektronische Ge-
richts- und Verwaltungspostfach – www.egvp.de - erhoben 
werden. Dabei sind die der Internetpräsenz der Verwaltungs-
gerichtsbarkeit zu entnehmenden Bedingungen zu beach-
ten: http://www.vgh.bayern.de/verwaltungsgerichtsbarkeit/
rechtsantragsstelle/.

Die Klage muss den Kläger, die Beklagte (Stadt Ingolstadt) und 
den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen und soll einen 
bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begründung dienenden 
Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben, der angefoch-
tene Bescheid soll in Urschrift oder in Abschrift beigefügt wer-
den. Wenn die Klage schriftlich oder zur Niederschrift erhoben 
wird, sollen dieser und allen Schriftsätzen Abschriften für die üb-
rigen Beteiligten beigefügt werden.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:
-  Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher Mail ist nicht 

zugelassen und entfaltet keine rechtlichen Wirkungen! Nähere 
Informationen zur elektronischen Einlegung von Rechtsbehel-
fen können der Internetpräsenz der Bayerischen Verwaltungs-
gerichtsbarkeit entnommen werden (www.vgh.bayern.de)

-  Kraft Bundesrechts ist in Prozessverfahren vor den Verwaltungs-
gerichten grundsätzlich ein Gebührenvorschuss zu entrichten.

Teileinziehung einer Ortsstraße
(Teilstück eines Parkplatzes an der

Eichendorffstraße/ Pestalozzistraße)
Die Stadt Ingolstadt führt für die im Lageplan blau umrandete 
Fläche, eine Teileinziehung durch, da diese Stellplätze zu be-
stimmten Zeiten der Lehrerschaft zur Verfügung stehen und so-
mit der Allgemeinheit entzogen werden. Die übrigen Parkflächen 
stehen der Allgemeinheit uneingeschränkt zur Verfügung.
Der Vorgang kann im Tiefbauamt der Stadt Ingolstadt, Techni-
sches Rathaus, Spitalstraße 3, im 4. Stock, Zimmer 402, einge-
sehen werden.

Verhandlungsverfahren mit
öffentlichen Teilnahmewettbewerb

Die IFG Ingolstadt AöR, beabsichtigt folgende Leistung nach VgV 
§74 im Verhandlungsverfahren mit öffentlichen Teilnahmewett-
bewerb zu vergeben:

Ingenieurleistungen Sanierung TG Theater Ost Nr. 13/2021/001
(TED.europa.EU Nr. 2021/S 010-018227)

Einreichungstermin: 17.02.2021 um 10:00 Uhr, Ausführungsort:
Ingolstadt
Ausschreibungsstelle: IFG Ingolstadt AöR, Wagnerwirtsgasse 2, 
85049 Ingolstadt, Tel. (0841) 305-3098, Fax (0841) 305-3099, E-
Mail: vergabe-ifg@ingolstadt.de
Auskünfte zur Ausschreibung über die Vergabeplattform 
www.staatsanzeiger-eservices.de

Öffentliche Ausschreibung
Die Ingolstädter Kommunalbauten GmbH & Co.KG beabsichtigt
folgende Leistung nach VOB/A in Öffentlicher Ausschreibung zu
vergeben:

Neubau Digitales Gründerzentrum (DGZ) – Malerarbeiten,
Nr. KOB-0022-2021-B-IN

Einreichungstermin: 05.02.2021 um 11:00 Uhr
Ausführungsort: Ingolstadt. Abwicklung der Ausschreibung über 
das Baureferat, Spitalstr. 3, 85049 Ingolstadt, Tel. (0841) 305-
2450, E-Mail: vergabe@ingolstadt.de. Auskünfte zur Ausschrei-
bung über die Vergabeplattform www.vergabe.bayern.de

Ausschreibung im Offenen Verfahren
Die Ingolstädter Kommunalbauten GmbH & Co.KG beabsich-
tigt folgende Leistung nach VgV im Offenen Verfahren (EU) zu 
vergeben:

Neubau Digitales Gründerzentrum (DGZ) – Heizungstechnik 
Neubau, Nr. KOB-0001-2021-B-IN

Einreichungstermin: 23.02.2021 um 11:15 Uhr
Ausführungsort: Ingolstadt. Abwicklung der Ausschreibung über 
das Baureferat, Spitalstr. 3, 85049 Ingolstadt, Tel. (0841) 305-2450,
E-Mail: vergabe@ingolstadt.de. Auskünfte zur Ausschreibung 
über die Vergabeplattform www.vergabe.bayern.de

Öffentliche Ausschreibung
Die Stadt Ingolstadt, Hochbauamt, beabsichtigt folgende Leis-
tung nach UVgO in Öffentlicher Ausschreibung zu vergeben:

GS Münchener Str. - Erweiterung, Lose Möblierung, Nr. 665-
0164-2020-U-IN

Einreichungstermin: 23.02.2021 um 11:00 Uhr, Ausführungsort:
Ingolstadt
Abwicklung der Ausschreibung über das Baureferat, Spitalstr. 3, 
85049 Ingolstadt, Tel. (0841) 305-2450, E-Mail: vergabe@ingol-
stadt.de

Ausschreibung im Offenen Verfahren
Die Stadt Ingolstadt, Hochbauamt, beabsichtigt folgende Leis-
tung nach VgV im Offenen Verfahren (EU) zu vergeben:

GS Christoph-Kolumbus - Erweiterung, Photovoltaik-An-
lage, Nr. 665-0018-2021-B-IN

Einreichungstermin: 23.02.2021 um 11:45 Uhr, Ausführungsort:
Ingolstadt
Abwicklung der Ausschreibung über das Baureferat, Spitalstr. 3, 
85049 Ingolstadt, Tel. (0841) 305-2450, E-Mail: vergabe@ingol-
stadt.de
Auskünfte zur Ausschreibung über die Vergabeplattform
www.vergabe.bayern.de

Entleerungstermine der Abfallbehältnisse in den 
Stadtbereichen, in denen die Bürger ihre Tonnen 

selbst zur Entleerung bereitstellen müssen
In nachfolgenden Stadtbereichen müssen die Bürger ihre Abfall-
behältnisse selbst am Entleerungstag ab 7.00 Uhr bereitstellen.
Die Biotonne wird im wöchentlichen Wechsel mit der Restmüll-
tonne geleert, die Papiertonne wird alle 4 Wochen abgefahren.
Alle Termine sind in der INKB Abfall Planer-App mit Erinnerungs-
funktion sowie im Abfallkalender unter www.in-kb.de/abfallka-
lender zu finden.
Die Entleerungstermine für die nächsten 4 Wochen:

Stadtteile ohne
Service

Entlee-
rungstag

Rest-
müll

Biomüll Papier

Zuchering Montag 01.02. 
15.02.

08.02. 
22.02.

22.02. 
22.03.

Mailing, Feld kirchen Montag 08.02. 
22.02.

01.02. 
15.02.

08.02. 
08.03.

Winden, Oberbrun-
nenreuth, Unterbrun-
nenreuth, Spitalhof

Dienstag 02.02. 
16.02.

09.02. 
23.02.

23.02. 
23.03.

Irgertsheim,
Pettenhofen

Dienstag 09.02. 
23.02.

02.02. 
16.02.

16.02. 
16.03.

Mühlhausen,
Dünzlau

Dienstag 09.02. 
23.02.

02.02. 
16.02.

16.02. 
16.03.

Gerolfing (nördl
Wilhelm-Busch-Str.).

Dienstag 09.02. 
23.02.

02.02. 
16.02.

16.02. 
16.03.

Gerolfing
(restliches Gebiet)

Mittwoch 10.02. 
24.02.

03.02. 
17.02.

17.02. 
17.03.

Etting Mittwoch 03.02. 
17.02.

10.02. 
24.02.

03.02. 
03.03.

Hagau Donnerstag 04.02. 
18.02.

28.01. 
11.02.

28.01. 
25.02.

Oberhaunstadt, 
Müllerbad

Donnerstag 04.02. 
18.02.

28.01. 
11.02.

04.02. 
04.03.

Unterhaunstadt Freitag 05.02. 
19.02.

29.01. 
12.02.

05.02. 
05.03.

Seehof Freitag 29.01. 
12.02.

05.02. 
19.02.

05.02. 
05.03.
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